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Das Ergebnis im Überblick 


Am 13. Juli 2008 fand in Heidelberg der erste Bürgerentscheid statt. Die Heidelberger Bür­
gerinnen und Bürger waren aufgefordert über folgende Frage abzustimmen: 

„Sind Sie für den Erhalt der 610 sozialgebundenen Wohnungen in der 
Emmertsgrundpassage als städtische Wohnungen im Besitz der städti­
schen Wohnungsbaugesellschaft (GGH)?“ 

Bei dem Bürgerentscheid gaben von 100.675 wahlberechtigten Bürgern 22.524 ihre Stim­
me ab. Die Wahlbeteiligung lag damit bei 22,4 Prozent. Davon entfielen 18.481 Stimmen 
(82,3 Prozent) auf „Ja“, 3.981 Stimmen (17,7 Prozent) auf „Nein“. 

Mit über 80 Prozent sprach sich somit eine eindeutige Mehrheit der Personen, die sich an 
der Abstimmung beteiligten, für den Vorschlag der Bürgerinitiative „Bündnis für den Em­
mertsgrund“ aus. Sie entschieden sich für den Erhalt der 610 sozialgebundenen Wohnun­
gen. 

Trotz der eindeutigen Mehrheitsverteilung im ersten Heidelberger Bürgerentscheid wurde 
das gemäß § 21 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg erforderliche 25-Prozent-
Quorum von 25.169 Stimmen nicht erreicht. Eine Übersicht über das Wahlergebnis zum 
Heidelberger Bürgerentscheid in Zusammenhang mit dem 25-Prozent-Quorum bietet Ab­
bildung 1. 

Da das Quorum nicht erreicht wurde, kam dem Bürgerentscheid keine bindende Kraft zu, 
so dass die Entscheidung letztlich wieder dem Gemeinderat übergeben wurde. Dieser ent­
schied in der Gemeinderatssitzung am 23. Juli 2008, dass die 610 Wohnungen auf dem 
Emmertsgrund nicht verkauft werden sollen. 

Abbildung 1: Ergebnis des Bürgerentscheids 2008 
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1. 	Einleitung 

Der vorliegende Berichtsband be­
schreibt und analysiert das Abstimmungs­
ergebnis des ersten Bürgerentscheids in 
Heidelberg. An der Durchführung und 
Auswertung des Bürgerentscheids waren 
vor allem die folgenden städtischen Äm­
ter beteiligt: Personal- und Organisations­
amt, Amt für Stadtentwicklung und Sta­
tistik, Amt für Öffentlichkeitsarbeit und 
Bürgeramt. 

In einem durch Karten, Tabellen und 
Abbildungen illustrierten Textteil wird das 
Gesamtergebnis sowie die Ergebnisse in 
den Stadtteilen kurz dargestellt und 
kommentiert. Detaillierte Ergebnisse auf 
Wahlbezirksebene sind dem Tabellenan­
hang zu entnehmen.1 

2. 	Bürgerbegehren und 
Bürgerentscheid in
Baden-Württemberg 

Eine funktionierende Demokratie lebt 
von der aktiven Mitwirkung ihrer Bürger. 
Dennoch dominiert in der Bundesrepublik 
Deutschland, entsprechend der Verfas­
sungsordnung und ausgeübter Praxis, die 
politische Organisation der repräsentati­
ven Demokratie. 

Das Bundesland Baden-Württemberg 
verfügt seit der Gründung 1952 über di­
rektdemokratische Elemente in der Lan­
desverfassung, vor allem aber in der Ge­
meindeordnung.2 In einem bundesweiten 

1 Bei einem Bürgerentscheid handelt es sich recht­
lich gesehen nicht um eine Wahl, sondern um 
eine Abstimmung. Zum besseren Verständnis 
werden der vertraute Begriff „Wahl“ und die 
davon abgeleiteten Begriffe synonym zum Begriff 
„Abstimmung“ verwendet. 
2 Vgl. Hans-Georg Wehling, Direkte Demokratie in 
Baden-Württemberg, in: Andreas Kost (Hrsg.), 
Direkte Demokratie in den deutschen Ländern, 
Wiesbaden 2005, S. 14-28. 

Vergleich wird Baden-Württemberg des­
halb häufig als „Mutterland direkter De­
mokratie“ bezeichnet.3 

Die direktdemokratischen Möglichkei­
ten in Baden-Württemberg sind allerdings 
allein auf kommunaler Ebene von fakti­
scher Bedeutung. Nur auf Gemeindeebe­
ne haben die Bürger bislang von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht, in den 
politischen Entscheidungsprozess direkt 
einzugreifen. 

In der Gemeindeordnung Baden-
Württemberg (§ 21) lassen sich zwei 
Möglichkeiten unterscheiden, einen Bür­
gerentscheid zu initiieren. 

Der Gemeinderat kann einen Bürger-
entscheid in die Wege leiten, wenn er mit 
zwei Drittel seiner Mitglieder beschließt, 
den Bürgern eine Angelegenheit zur Ent­
scheidung vorzulegen. 

Auch die Bürger können mittels eines 
Bürgerbegehrens eine solche Delegation 
der Entscheidungsbefugnis erzwingen. 
Dafür müssen mindestens zehn Prozent 
der Abstimmungsberechtigten das Bür­
gerbegehren unterstützen, wobei für ein­
zelne Gemeindegrößenklassen bestimmte 
Höchstgrenzen festgelegt sind. In Heidel­
berg, rund 145.000 Einwohner, müssen 
nach der Gemeindeordnung Baden-
Württemberg mindestens 10.000 Bürger 
dem Bürgerbegehren beitreten. Ferner 
muss ein Bürgerbegehren schriftlich ein­
gereicht werden. Richtet es sich gegen 
einen Beschluss des Gemeinderats, muss 
es innerhalb von sechs Wochen nach der 
Bekanntgabe des Beschlusses eingereicht 
sein. Das Bürgerbegehren muss die zur 
Entscheidung zu bringende Frage, eine 
Begründung und einen nach den gesetzli­
chen Bestimmungen durchführbaren Vor­

3 Vgl. Andreas Kost, Direkte Demokratie, Wiesba­
den 2008, S. 41. 
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schlag für die Deckung der Kosten der 
verlangten Maßnahme enthalten. Über 
die Zulässigkeit eines Bürgerbegehrens 
entscheidet der Gemeinderat. 

Die Forschungsstelle Bürgerbeteiligung 
und Direkte Demokratie am Institut für 
Politikwissenschaft der Philipps-Universität 
Marburg hat für den Zeitraum 1956 bis 
2008 insgesamt 631 Bürgerbegehren in 
Baden-Württemberg erfasst.4 Knapp 500 
Bürgerbegehren wurden in Gemeinden 
bis 50.000 Einwohner eingeleitet. 

Ein Bürgerbegehren veranlaßt den 
Gemeinderat, einen Bürgerentscheid zu 
einer politischen Sachfrage durchzufüh­
ren. Allerdings ist ein Bürgerentscheid 
nicht zu allen politischen Fragen möglich. 
Nach § 21 der Gemeindeordnung Baden-
Württemberg ist ein Bürgerentscheid über 
Weisungsaufgaben und Angelegenheiten, 
die Kraft Gesetzes dem (Ober-) Bürgermeister 
obliegen, Fragen der inneren Organisati­
on der Gemeindeverwaltung, die Rechts­
verhältnisse der Gemeinderäte, des (Ober-) 
Bürgermeisters und der Gemeindebe­
diensteten, die Haushaltssatzung ein­
schließlich der Wirtschaftspläne der Ei­
genbetriebe sowie die Kommunalabga­
ben, Tarife und Entgelte, die Feststellung 
der Jahresrechnung der Gemeinde und 
der Jahresabschlüsse der Eigenbetriebe, 
Bauleitpläne und örtliche Bauvorschriften 
sowie über Entscheidungen in Rechtsmit­
telverfahren nicht zulässig. Ferner darf ein 
Bürgerbegehren nur Angelegenheiten 
zum Gegenstand haben, über die inner­
halb der letzten drei Jahre nicht bereits 
ein Bürgerentscheid auf Grund eines 
Bürgerbegehrens durchgeführt worden 
ist. 

Beim Bürgerentscheid wird über die 

 Siehe Internetseite www.forschungsstelle­
direkte-demokratie.de (Stand: 20. September 
2008). 

zur Abstimmung gestellte Frage mit „Ja“ 
oder „Nein“ entschieden. Die gestellte 
Frage ist dabei in dem Sinne entschieden,  
in dem sie von der Mehrheit der gültigen 
Stimmen beantwortet wurde, sofern die­
se Mehrheit mindestens 25 Prozent der  
Stimmberechtigten beträgt (§ 21 Ge­
meindeordnung Baden-Württemberg). 
Bei Stimmengleichheit gilt die Frage als  
mit „Nein“ beantwortet. Wird das 25­
Prozent-Quorum nicht erreicht, hat der 
Gemeinderat über die Frage zu entschei­
den. Ein erfolgreicher Bürgerentscheid hat  
die Wirkung eines endgültigen Beschlus­
ses des Gemeinderats. Er kann innerhalb 
von drei Jahren nur durch einen neuen 
Bürgerentscheid abgeändert werden. 

Von 1976 bis 2004 fanden in Baden-
Württemberg insgesamt 187 Bürgerent­
scheide statt. 126 haben das notwendige 
Zustimmungsquorum erfüllt, dies sind 
67,4 Prozent.5   

Die Erfolgsbedingungen für einen Bür­
gerentscheid fasst Hans-Georg Wehling 
zusammen6. Demnach setzt ein erfolgrei­
cher Bürgerentscheid einen erfolgreichen 
Kommunikations- und Organisationspro­
zess voraus. Die Erfolgschancen steigen,  
wenn sich eine „mächtige“ Gruppe –  
eine Partei oder Interessengruppe – die 
Sache zu Eigen macht. Aus denselben 
Gründen – Kommunikation und Organi­
sation – folgt, dass mit sinkender Ge­
meindegröße die Erfolgschancen steigen. 
Wenn ein Bürgerentscheid in einer Groß­
stadt erfolgreich zustande kommen soll, 
muss die Frage, über die abgestimmt 
wird, für alle Bürger sichtbar und ab­
schätzbar sein. 

 

 
                                            
5 Vgl. Hans-Georg Wehling, 2005, a.a.O. 
6 siehe Fußnote 2, Seite 2 

3 
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3. 	Vorgeschichte: Erster 
Bürgerentscheid in
Heidelberg 

Der Bürgerentscheid zum Erhalt der 
610 sozialgebundenen Wohnungen in 
der Emmertsgrundpassage war bislang 
der erste in Heidelberg. Im Jahr 1980 
wurde schon einmal ein Anlauf unter­
nommen, direktdemokratisch an der 
Kommunalpolitik mitzuwirken. Damals 
sollte über den Neubau eines Veranstal­
tungszentrums im Stadtteil Handschuhs-
heim entschieden werden. Aufgrund der 
Nichteinhaltung der gesetzlich vorgege­
benen Frist scheiterte jedoch das Bürger­
begehren und es wurde kein Bürgerent­
scheid eingeleitet. 

Auch die Einleitung des aktuellen Bür­
gerentscheids stand auf der Kippe und 
die Einhaltung der Frist stellte ebenfalls 
ein kritisches Thema dar. Deshalb verdient 
insbesondere die Vorgeschichte zu die­
sem Bürgerentscheid Beachtung und soll 
an dieser Stelle kurz dargestellt werden. 

3.1 	 Das Bürgerbegehren 
und seine Vorgeschichte  

Im Oktober 2007 gab die städtische 
Gesellschaft für Grund- und Hausbesitz 
mbH Heidelberg (GGH) bekannt, 610 
Wohnungen in der Emmertsgrundpassa­
ge an einen privaten Investor verkaufen 
zu wollen. Die GGH ist mit 7,8 Prozent 
des Gesamtbestandes an Wohnungen der 
größte Anbieter von Wohnraum in Hei­
delberg und besonders der Versorgung 
von Personen mit Schwierigkeiten auf 
dem Wohnungsmarkt verpflichtet. Die 
Gesellschafterin der GGH ist die Stadt 
Heidelberg, der Gemeinderat ist damit 
Eigentümervertreter. Potentieller Käufer 
dieser zum Verkauf angebotenen Woh­
nungen in der Emmertsgrundpassage war 

die Dresdner Grund- und Beteiligungsge­
sellschaft mbH & CO KG (DREGES).  

Geplant war, über den Verkauf der 
Wohnungen am 15. November 2007 im 
Gemeinderat abzustimmen, was jedoch 
aufgrund der allgemeinen Skepsis und 
den gegebenen Unklarheiten über den 
Verkauf auf den 20. Dezember 2007 ver­
tagt wurde. Dieser Zeitraum diente zwar 
der Ausrichtung zusätzlicher Informati­
onsveranstaltungen und Expertenanhö­
rungen, eine Entscheidung fiel jedoch 
auch nicht im Dezember. Stattdessen 
wurde der Verkaufsantrag wieder in den 
Ausschuss zurückverwiesen.  

Erst am 30. Januar 2008 fiel eine Ent­
scheidung im Gemeinderat. Zum einen 
wurde der Antrag abgelehnt, der GGH 
eine Weisung zu erteilen, die den Verkauf 
der GGH-Wohnungen untersagt. Auf ei­
nen weiteren Antrag hin beschloss der 
Gemeinderat (22 zu 17 Stimmen), die 
610 Wohnungen unter bestimmten Be­
dingungen an die DREGES zu verkaufen. 
Als Bedingung wurde im Kaufvertrag eine 
„Sozial-Charta“ festgehalten, die unter 
anderem besondere Kündigungsschutz­
vereinbarungen und Modernisierungs­
maßnahmen vorschrieb. Für einen Ver­
kauf sprachen sich CDU, Freie Wähler, 
FDP, ein „Heidelberger“, generation.hd 
sowie ein Teil der damaligen Fraktion der 
GAL-Grünen aus.  

Von den Verkaufsgegnern wurde dar­
aufhin ein Bürgerbegehren durch die 
Bürgerinitiative „Bündnis für den Em­
mertsgrund“ angekündigt. Während die 
Bürgerinitiative einer Frist zustimmte, in­
nerhalb derer sie die 10.000 Unterschrif­
ten sammeln sollte, erklärte sich die GGH 
bereit, bis zu diesem Zeitpunkt mit dem 
Verkauf der Wohnungen zu warten. 
Letztlich konnte die Bürgerinitiative 
„Bündnis für den Emmertsgrund“ etwas 
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mehr als die geforderten 10.000 Unter­
schriften sammeln, nach der juristischen 
Prüfung der Unterschriften drohte jedoch 
ein Scheitern des Bürgerbegehrens. Der 
juristische Gutachter kam zu dem Ergeb­
nis, dass das Bürgerbegehren ungültig sei, 
da die notwendige Frist von sechs Wo­
chen nicht eingehalten wurde sowie ein 
Hinweis auf mögliche finanzielle Einbu­
ßen der Stadt Heidelberg fehlte. Die Bür­
gerinitiative gab daraufhin ein Gegengut­
achten in Auftrag, das zu gänzlich unter­
schiedlichen Ergebnissen kam. Letztend­
lich lag die Entscheidung über das weitere 
Vorgehen – wie bei einem Bürgerbegeh­
ren üblich – beim Gemeinderat. 

3.2 Der Bürgerentscheid 

Der Gemeinderat beschloss mit der 
notwendigen Zwei-Drittel-Mehrheit am 3. 
April 2008 die Einleitung eines Bürgerent­
scheids. Als Termin für den Bürgerent­
scheid Emmertsgrund wurde der 13. Juli 
2008 festgelegt. Die GGH erklärte, mit 
dem Verkauf der Wohnungen bis zum 
Tag des Bürgerentscheids bzw. der darauf 
folgenden Gemeinderatssitzung zu war-

Abbildung 2: Auszug aus der Informationsbroschüre 

ten. Im Juni 2008 wurde schließlich allen 
wahlberechtigten Bürgern Heidelbergs 
eine Broschüre mit Argumenten für und 
gegen den Verkauf der Wohnungen so­
wie den damit verbundenen finanziellen 
Folgen zugesandt. Abbildung 2 zeigt ei­
nen Auszug aus der Informationsbroschü­
re der Stadt Heidelberg, die gesamte Bro­
schüre ist im Anhang. Dies gilt ebenso für 
zwei vierseitige Sonderbeilagen im Stadt­
blatt.7 

Am 13. Juli 2008 fand der erste Bür­
gerentscheid in der Geschichte der Stadt 
Heidelberg statt. Die Bürger wurden dazu 
aufgerufen über folgende Frage abzu­
stimmen: „Sind Sie für den Erhalt der 
610 sozialgebundenen Wohnungen in 
der Emmertsgrundpassage als städti­
sche Wohnungen im Besitz der städti­
schen Wohnungsbaugesellschaft 
(GGH)?“ 

7 Siehe zur Diskussion auch das Internetangebot 
der Stadt unter www.heidelberg.de >Politik und 
Verwaltung >Wahlen 
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4. 	Rechtsgrundlagen 

4.1 	Wahlgesetze 

Für die Vorbereitung und Durchfüh­
rung des Bürgerentscheids am 13. Juli 
2008 in Heidelberg waren folgende 
Rechtsgrundlagen maßgebend: 

• 	 Gemeindeordnung (GemO) in der Fas­
sung vom 24. Juli 2000 (GBL S. 582), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14. Februar 2006 (GBL S. 20). 

• 	 Kommunalwahlgesetz (KomWG) in 
der Fassung vom 1. September 1983 
(GBL S. 429), zuletzt geändert am 28. 
Juli 2005 (GBL S. 578). 

• 	 Kommunalwahlordnung (KomWO) in 
der Fassung vom 2. September 1983 
(GBL S. 459), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 29. Juli 2005 (GBL S. 
606). 

4.2 	 Bürgerentscheid in 
Baden-Württemberg 

§ 21 der Gemeindeordnung in Baden-
Württemberg legt das Verfahren bei Bür­
gerentscheiden fest. Nach Absatz 1 kann 
der Gemeinderat mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der Stimmen aller Mitglieder 
beschließen, dass eine Angelegenheit des 
Wirkungskreises der Gemeinde, für die 
der Gemeinderat zuständig ist, der Ent­
scheidung der Bürger unterstellt wird 
(Bürgerentscheid). 

Nach § 21 der GemO, Absatz 6, ist bei 
einem Bürgerentscheid die gestellte Frage 
in dem Sinne entschieden, in dem sie von 
der Mehrheit der gültigen Stimmen be­
antwortet wurde, sofern diese Mehrheit 
mindestens 25 Prozent der Stimmberech­
tigten beträgt. Bei Stimmengleichheit gilt 
die Frage als mit Nein beantwortet. Wird 
die erforderliche Mehrheit nicht erreicht, 
hat der Gemeinderat die Angelegenheit 
zu entscheiden. 

Beim Bürgerentscheid in Heidelberg 
betrug das notwendige Quorum 25.169 
Stimmen. 

4.3 	Wahlberechtigung 

Nach § 14 der Gemeindeordnung für 
das Land Baden-Württemberg sind die 
Bürger der Gemeinde im Rahmen der 
Gesetze zu den Gemeindewahlen wahl­
berechtigt und haben das Stimmrecht in 
sonstigen Gemeindeangelegenheiten. 
Ausgeschlossen vom Wahlrecht und vom 
Stimmrecht sind Bürger, die infolge Rich­
terspruchs in der Bundesrepublik 
Deutschland das Wahlrecht oder Stimm­
recht nicht besitzen, und/oder für die zur 
Besorgung aller ihrer Angelegenheiten ein 
Betreuer nicht nur durch einstweilige An­
ordnung bestellt ist. 

Bürger der Gemeinde ist, wer Deut­
scher im Sinne von Artikel 116 des 
Grundgesetzes ist oder die Staatsangehö­
rigkeit eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union besitzt (Unionsbür­
ger), das 18. Lebensjahr vollendet hat und 
seit mindestens drei Monaten in der Ge­
meinde seine Hauptwohnung hat (§ 12 
der GemO). 

Für den Bürgerentscheid am 13. Juli 
2008 war der Stichtag für die Dreimo­
natsfrist der 13. April 2008. 

4.4 	Formale Voraussetzung 
und Ausübung des 
Wahlrechts 

Nach § 5 des KomWG kann nur der 
Wahlberechtigte wählen, der in ein Wäh­
lerverzeichnis eingetragen ist oder einen 
Wahlschein hat. Dazu wurden die Wahl­
berechtigten gemäß § 3 Absatz 1 der 
Kommunalwahlordnung in nach Wahlbe­
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zirken getrennte Wählerverzeichnisse 
aufgenommen. 

Das Wählerverzeichnis für den Bürger-
entscheid am 13. Juli 2008 wies 100.675 
Bürger als stimmberechtigt aus. 

4.5 	Gestaltung 
des Stimmzettels 

Für die Gestaltung des Stimmzettels 
gilt § 52, Absatz 2, Sätze 1 und 2 der 
KomWO. Demnach muss der Stimmzettel 
die Frage, zu der die Bürger gehört wer­
den, enthalten. Sie muss so gefasst sein, 
dass sie mit „Ja“ oder „Nein“ beantwor­

tet werden kann und den Willen des Ab­
stimmenden klar zum Ausdruck bringt. 

Beim Bürgerentscheid am 13. Juli 2008 
in Heidelberg lautete die Frage: „Sind Sie 
für den Erhalt der 610 sozialgebundenen 
Wohnungen in der Emmertsgrundpassa­
ge als städtische Wohnungen im Besitz 
der städtischen Wohnungsbaugesellschaft 
(GGH)?“ 

Abbildung 3 zeigt das Faksimile des 
amtlichen Stimmzettels. 

Abbildung 3: Verkleinertes Faksimile des amtlichen Stimmzettels 
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4.6 	Wahlkreiseinteilung 

Für den Bürgerentscheid am 13. Juli 
2008 wurde das Stadtgebiet Heidelberg 
statt der üblichen 94 Urnenwahlbezirke in 
58 Wahlbezirke eingeteilt. Zu den 58 Ur­
nenwahlbezirken kommen 14 Briefwahl­
bezirke. Insgesamt gab es 72 Wahlbezir­
ke. 

Eine Übersicht zur Wahlkreiseinteilung 
der Stadt Heidelberg findet sich in Kar­
te 1. 

5. 	Beteiligung 

Beim Bürgerentscheid am 13. Juli 2008 
waren 100.675 Bürger stimmberechtigt. 
22.524 Wahlberechtigte nutzten ihr 
Stimmrecht, dies entspricht einer Beteili­
gung von 22,4 Prozent. 

Nach Paragraph 21 der Gemeindeord­
nung für Baden-Württemberg müssen 
mindestens 25 Prozent der Wahlberech­
tigten für „Ja“ oder „Nein“ stimmen, 
damit der Bürgerentscheid verbindlich ist. 
Bereits die Wahlbeteiligung von 22,4 Pro­
zent lag damit unter dem erforderlichen 
Mindestquorum. Das heißt, selbst wenn 
alle, die sich beim Bürgerbescheid betei­
ligt haben, mit „Ja“ oder „Nein“ ge­
stimmt hätten, wäre das notwendige 
Quorum von 25 Prozent verfehlt worden. 

Im Vergleich zur Kommunalwahl 2004 
sowie den beiden Wahlgängen der Ober­
bürgermeisterwahl 2006 ist die Beteili­
gung beim Bürgerentscheid als enttäu­
schend zu bezeichnen. Bei der Kommu­
nalwahl 2004 lag die Wahlbeteiligung bei 
50,5 Prozent, bei den Wahlgängen der 
Oberbürgermeisterwahl betrug die Wahl­
beteiligung 46,1 Prozent (erster Wahl­
gang) beziehungsweise 45,2 Prozent 
(zweiter Wahlgang). Die Beteiligung beim 
Bürgerentscheid lag damit weniger als 

halb so hoch wie bei den Oberbürger­
meisterwahlgängen und bei der Kommu­
nalwahl 2004 (Abbildung 4). 

5.1 	Beteiligung 
nach Stadtteilen 

Die Beteiligung beim Bürgerentscheid 
Emmertsgrund variiert beträchtlich zwi­
schen den einzelnen Stadtteilen. Die 
höchste Abstimmungsbeteiligung ist nicht 
überraschend im Stadtteil Emmertsgrund 
zu verzeichnen (31,2 Prozent), die ge­
ringste Beteiligung im Stadtteil Kirchheim 
(18,1 Prozent). Dies entspricht einer Diffe­
renz von 13,1 Prozentpunkten. 

Lediglich in vier von 14 Stadtteilen 
(Emmertsgrund, Boxberg, Südstadt und 
Handschuhsheim) lag die Beteiligung 
beim Bürgerentscheid über 25 Prozent. In 
den Stadtteilen Kirchheim (18,1 Prozent) 
und Pfaffengrund (19,2 Prozent) ist eine 
Beteiligung von unter 20 Prozent zu kons­
tatieren. Die übrigen Stadtteile erzielten 
eine Beteiligung zwischen 20 und 25 Pro­
zent. 

Im Vergleich zur Kommunalwahl 2004 
ist in allen Stadtteilen eine niedrigere 
Wahlbeteiligung festzustellen. Mit 6,2 
Prozentpunkten ist der Unterschied im 
Stadtteil Emmertsgrund am geringsten, 
mit 36,6 Prozentpunkten im Stadtteil Zie­
gelhausen am stärksten. In Boxberg be­
trägt die Differenz zwischen der Wahlbe­
teiligung bei den Kommunalwahlen 2004 
und dem Bürgerentscheid 11 Punkte. In 
allen anderen Stadtteilen liegt diese Diffe­
renz bei über 20 Punkten, in den Stadttei­
len Handschuhsheim, Neuenheim, 
Schlierbach und Weststadt sogar bei über 
30 Punkten. 
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Karte 1: Wahlbezirkseinteilung beim Bürgerentscheid 

Wahlbezirkseinteilung beim Bürgerentscheid Emmertsgrund 2008 

Amt für Stadtentwicklung und Statistik, 2008. 
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Abbildung 4: Wahlbeteiligung beim Bürgerentscheid Emmertsgrund 2008, der OB-Wahl 2006 und der 
Kommunalwahl 2004 
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Gegenüber dem zweiten Wahlgang 
der Oberbürgermeisterwahl 2006 ist nur 
im Stadtteil Emmertsgrund eine höhere 
Beteiligung festzustellen. Mit einer Betei­
ligung von 31,2 Prozent beim Bürgerent­
scheid und 27,6 Prozent bei der OB-Wahl 
liegt die Beteiligung beim Bürgerent­
scheid 3,6 Prozentpunkte über der Betei­
ligung bei der OB-Wahl. In allen anderen 
Stadtteilen ist die Wahlbeteiligung beim 
Bürgerentscheid im Vergleich zum zwei­
ten Wahlgang der OB-Wahl deutlich ge­
ringer. Mit 34,8 Prozentpunkten zeigt 
sich die stärkste Abweichung im Stadtteil 
Ziegelhausen, in elf von 14 Stadtteilen 
beträgt die Abweichung über 20 Pro­
zentpunkte. 

Abbildung 5 zeigt die Wahlbeteiligung 
in den einzelnen Stadtteilen beim Bürger-
entscheid, bei den beiden Wahlgängen 
der Oberbürgermeisterwahl 2006 sowie 
bei den Kommunalwahlen 2004. 

Von der Möglichkeit, die Stimme per 
Briefwahl abzugeben, machten 3.557 
(15,8%) der Abstimmungsberechtigten 
Gebrauch. Der höchste Anteil der Brief­
wähler war in Neuenheim (19 %) und in 
der Altstadt (18,2 %), der niedrigste im 
Stadtteil Pfaffengrund (11 %). 

5.2 	Beteiligung 
nach Wahlbezirken 

Eine Betrachtung der Beteiligung in 
den einzelnen Wahlbezirken zeigt auch 
eine erhebliche Variation innerhalb der 
Stadtteile. Im Wahlbezirk 004-03 (West­
stadt) liegt die Beteiligung bei 14,0 Pro­
zent, im Wahlbezirk 004-04 bei 25,1 Pro­
zent. Dies entspricht einer Differenz von 
11,1 Prozentpunkten. Die stärkste Varia­
tion der Beteiligung innerhalb eines Stadt­
teils ist mit 12,5 Prozentpunkten im Em­
mertsgrund zu verzeichnen. Im Wahlbe-

Abbildung 5: Vergleich der Wahlbeteiligung in den Stadtteilen 
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zirk 013-01 beteiligten sich 33,7 Prozent 
an der Abstimmung, im Bezirk 013-03 
waren es nur 21,2 Prozent der Wahlbe­
rechtigten. 

Mit Blick auf die Beteiligung präsentiert 
sich der Stadtteil Pfaffengrund recht ho­
mogen. In Schlierbach und auf dem Box­
berg gab es nur einen Urnenwahlbezirk. 
Diese Stadtteile werden daher hier nicht 
weiter betrachtet. Die niedrigste Beteili­
gung ist mit 16,7 Prozent im Wahlbezirk 
008-02 zu verzeichnen, mit 17,4 Prozent 
wurde die höchste Beteiligung im Bezirk 
008-01 registriert. Dies entspricht einer 
Differenz von 0,7 Prozentpunkten. Hin­
sichtlich der Wahlbeteiligung stellen auch 
die Stadtteile Bergheim (2,8 Punkte), Süd­
stadt (5,1 Punkte) Rohrbach (5,2 Punkte), 
Altstadt (5,4 Punkte) und Wieblingen (5,8 
Punkte) recht homogene Stadtteile dar. 
Deutlichere Variationen zeigen sich in den 

Stadtteilen Kirchheim (9,0 Punkte) und 
Neuenheim (8,8 Punkte). 

Karte 2 illustriert die Wahlbeteiligung 
für jeden Urnenwahlbezirk. Abbildung 6 
zeigt die Differenz der höchsten und ge­
ringsten Beteiligung in den Wahlbezirken 
für jeden Stadtteil. 

Die höhere Wahlbeteiligung in einzel­
nen Wahlbezirken ist möglicherweise auf 
eine höhere Betroffenheit der Bürger zu­
rückzuführen, die in Bezirken leben, in 
denen es einen hohen Anteil an GGH-
Wohnungen gibt. Mit 43,5 Prozent gibt 
es im Wahlbezirk 013-01 (Emmertsgrund) 
den höchsten Anteil an GGH-Wohnungen 
am Wohnungsbestand insgesamt. Mit 
33,7 Prozent ist dort auch die höchste 
Wahlbeteiligung zu verzeichnen. Mit 25,5 
Prozent (005-02) sowie 25,1 Prozent 
(004-04) und 25,0 Prozent (004-06) wur-

Karte 2: Wahlbeteiligung beim Bürgerentscheid nach Wahlbezirken 

Wahlbeteiligung 

bis unter 15 % 

15 % bis unter 17,5 % 

17,5 % bis unter 20 % 

20 % bis unter 25 % 

25 % und mehr 

Wahlbeteiligung bei dem Bürgerentscheid Emmertsgrund am 13.07.2008
nach Wahlbezirken (ohne Briefwahl) 

Quelle: Amt für Stadtentwicklung und Statistik, Heidelberg 2008 
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den allerdings die zweit- bis vierthöchste 
Wahlbeteiligung in Wahlbezirken erzielt, 
in denen es überhaupt keine GGH-
Wohnungen gibt. 

Setzt man den Anteil der GGH-
Wohnungen an allen Wohnungen mit der  
Wahlbeteiligung in Beziehung, zeigt sich  
insgesamt nur ein schwacher Zusammen­
hang (r=0,12)8, der statistisch auch nicht  
signifikant ist. Eine überdurchschnittliche  
Beteiligung in Wahlbezirken mit einem  
hohen Anteil an GGH-Wohnungen lässt 
sich nicht bestätigen. 

                                            
8 Um die Stärke des Zusammenhangs zwischen 
zwei Merkmalen zu messen, wird in der Statistik 
üblicherweise der Korrelations-Koeffizient heran­
gezogen. Er variiert zwischen +1 und –1, ein Wert 
von 0 bedeutet kein Zusammenhang. 

Abbildung 6: Differenz der höchsten und geringsten Wahlbeteiligung im Wahlbezirk nach Stadtteilen 
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6. 	Ergebnis 

6.1 	Gültige und ungültige 
Stimmen 

Bei dem Bürgerentscheid wurden ins­
gesamt 22.524 Stimmen abgegeben. Da­
von waren 22.462 Stimmen gültig, 62 
Stimmen ungültig. Der Anteil der ungülti­
gen Stimmen beträgt 0,3 Prozent. Keine 
ungültigen Stimmen wurden im Stadtteil 
Schlierbach gezählt, die meisten ungülti­
gen Stimmen gab es im Stadtteil Boxberg 
(neun ungültige Stimmen = 1,16 %). 

6.2 	Gesamtstimmenanteile 
sowie nach Stadtteilen und 
Wahlbezirken 

82,3 Prozent (18.481) der Heidelberger 
Wähler stimmten am 13. Juli 2008 für 
„Ja“. Damit sprach sich eine eindeutige 
Mehrheit für den Erhalt der 610 sozialge­
bundenen Wohnungen in der Emmerts­
grundpassage im Besitz der GGH aus. 
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Tabelle 1: Ergebnisse des Bürgerentscheids nach Stadtteilen 

Stadtteil/ 
Gemeinde 

Zahl der 
Wahl­

bezirke 

Wahl­
bezirke 
erfaßt 

Wahlbe­
rechtigte 

Wähler Wahl­
betei­
ligung 

ungültige 
Stimmen 

gültige 
Stimmen 

davon entfielen auf: 

JA NEIN 

1 2 
Schlierbach 2 2 

100,0 
2.405 538 22,4 0 

0,00 
538 

100,00 
420 

78,07 
118 

21,93 
Altstadt 5 5 

100,0 
7.744 1.559 20,1 4 

0,26 
1.555 
99,74 

1.311 
84,31 

244 
15,69 

Bergheim 3 3 
100,0 

4.778 957 20,0 6 
0,63 

951 
99,37 

802 
84,33 

149 
15,67 

Weststadt 9 9 
100,0 

9.533 2.301 24,1 2 
0,09 

2.299 
99,91 

1.958 
85,17 

341 
14,83 

Südstadt 3 3 
100,0 

3.109 784 25,2 1 
0,13 

783 
99,87 

667 
85,19 

116 
14,81 

Rohrbach 6 6 
100,0 

10.773 2.261 21,0 4 
0,18 

2.257 
99,82 

1.874 
83,03 

383 
16,97 

Kirchheim 7 7 
100,0 

11.789 2.128 18,1 8 
0,38 

2.120 
99,62 

1.699 
80,14 

421 
19,86 

Pfaffengrund 4 4 
100,0 

5.832 1.120 19,2 1 
0,09 

1.119 
99,91 

938 
83,82 

181 
16,18 

Wieblingen 5 5 
100,0 

7.193 1.533 21,3 8 
0,52 

1.525 
99,48 

1.235 
80,98 

290 
19,02 

Handschuhsheim 7 7 
100,0 

13.108 3.290 25,1 5 
0,15 

3.285 
99,85 

2.750 
83,71 

535 
16,29 

Neuenheim 7 7 
100,0 

9.823 2.409 24,5 3 
0,12 

2.406 
99,88 

1.882 
78,22 

524 
21,78 

Boxberg 2 2 
100,0 

3.015 777 25,8 9 
1,16 

768 
98,84 

607 
79,04 

161 
20,96 

Emmertsgrund 4 4 
100,0 

4.475 1.398 31,2 6 
0,43 

1.392 
99,57 

1.178 
84,63 

214 
15,37 

Ziegelhausen 8 8 
100,0 

7.098 1.469 20,7 5 
0,34 

1.464 
99,66 

1.160 
79,23 

304 
20,77 

Heidelberg 72 72 
100,0 

100.675 22.524 22,4 62 
0,28 

22.462 
99,72 

18.481 
82,28 

3.981 
17,72 

Dieses eindeutige Ergebnis spiegelte 
sich nicht nur auf der Gesamtebene der 
Stadt Heidelberg wider, sondern auch in 
den einzelnen Stadtteilen und Wahlbezir­
ken. Die Befürworter des Erhalts der 
Wohnungen im Besitz der GGH waren in 
allen Wahlbezirken in der deutlichen 
Mehrheit. Letztlich zeigte sich nur jeder 
fünfte Bürger, der im Bürgerentscheid 
seine Stimme abgab, mit dem Plan der 
GGH, Teile ihrer Wohnungen zu verkau­
fen, einverstanden. 

Die Ergebnisse nach Stadtteilen geglie­
dert zeigen nur geringfügige Variationen 
auf. Dies wird insbesondere bei der Be­
trachtung der Abbildung 7 augenschein­

lich. In der überwiegenden Zahl von 
Stadtteilen stimmten mehr als vier Fünftel 
der Bürger für den Erhalt der Wohnun­
gen. 

Obwohl die Entscheidung – Verkauf 
der Wohnungen oder nicht – die deut­
lichsten Auswirkungen für die Bürger im 
Emmertsgrund mit sich brachte, so dass 
dort ein extremes Ergebnis zu vermuten 
gewesen wäre, stimmten die Wähler im 
Emmertsgrund sehr konform mit denen in 
den anderen Stadtteilen. Die höchste Zu­
stimmung wurde mit 85 Prozent in der 
Weststadt und der Südstadt erreicht, 
dicht gefolgt vom Emmertsgrund. 

13 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

B e r i c h t  z u m  B ü r g e r e n t s c h e i d  E m m e r t s g r u n d  2 0 0 8  

Abbildung 7: „Ja“-Stimmen-Anteil nach Stadtteilen (Angaben in Prozent) 
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Nur in den vier Stadteilen Boxberg, 
Neuenheim, Schlierbach und Ziegelhau­
sen sprachen mehr als ein Fünftel der 
Bürger gegen einen Erhalt der Wohnun­
gen im Emmertsgrund, somit gegen den 
Vorschlag der Bürgerinitiative „Bündnis 
für den Emmertsgrund“ aus. 

Wie bereits bei der Beschreibung der 
Wahlbeteiligung zeigt der Blick auf die 
Wahlbezirke der einzelnen Stadtteile 
deutlichere Variationen als zwischen den 
Stadtteilen. Eine detaillierte Übersicht über 
die Anteile der Nein- sowie der Ja-
Stimmen nach Wahlbezirken ist in den 
Karten 4 und 5 gegeben. 

Teilweise waren recht deutliche Unter­
schiede zwischen den Urnen- und Brief­
wahlbezirken einzelner Stadtteile festzu­
stellen. Die Zustimmung zum Erhalt der 
Wohnungen lag in den Briefwahlbezirken 
in Schlierbach, Bergheim, der Weststadt, 
Rohrbach, Wieblingen, Handschuhsheim 
und Ziegelhausen deutlich unter der Zu­
stimmung in den Urnenwahlbezirken. 

In Handschuhsheim und Ziegelhausen 
fällt neben der deutlich geringeren Zu­
stimmungsquote im Briefwahlbezirk je­
weils ein Urnenwahlbezirk auf (010-04 
bzw. 014-03). Im Vergleich zu den 
verbleibenden Wahlbezirken dieser Stadt­
teile ist die Zustimmung hier um bis zu 
sieben Prozentpunkte geringer. Interes­
sant ist auch der Wahlkreis 004-02 in der 
Weststadt, in dem die höchste Zustim­
mung erzielt wurde. Hier stimmten über 
neun von zehn Wählern für den Erhalt 
der Wohnungen. 

Ein abschließender Blick in den Em­
mertsgrund zeigt, dass die Variation zwi­
schen den Wahlbezirken nicht so ausge­
prägt ist wie in anderen Stadtteilen. Wäh­
rend hier im Urnenwahlbezirk 013-03 mit 
knapp 90 Prozent der Stimmen die deut­
lichste Unterstützung des Bürgerent­
scheids offenbar wird, ist diese in den 
verbleibenden zwei Urnenwahlbezirken 
und dem Briefwahlbezirk nur etwas ge­
ringer. 

14 



 

 

 

 

 

 

 

   

 
 

 

 

 

 

  

B e r i c h t  z u m  B ü r g e r e n t s c h e i d  E m m e r t s g r u n d  2 0 0 8  

Karte 4: Anteil der „Ja“-Stimmen nach Wahlbezirken 

Stimmenanteile 
bis unter 75  % 

75 % bis unter 80 % 

80 % bis unter 85 % 

85 % und mehr 
Quelle: Amt für Stadtentwicklung und Statistik, Heidelberg 2008 

Anteil der Ja-Stimmen bei dem Bürgerentscheid Emmertsgrund am 13.07.2008 
nach Wahlbezirken (ohne Briefwahl) 

Karte 5: Anteil der „Nein“-Stimmen nach Wahlbezirken 

Anteil der Nein-Stimmen bei dem Bürgerentscheid Emmertsgrund am 13.07.2008 

Stimmenanteile 
bis unter 12,5 % 

12,5 % bis unter 15  % 

15 % bis unter 17,5 % 

17,5 % bis unter 20 % 

nach Wahlbezirken (ohne Briefwahl) 

Quelle: Amt für Stadtentwicklung und Statistik, Heidelberg 2008 20 % und mehr 
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Ein Zusammenhang zwischen einer höhe­
ren Betroffenheit der Bürger aus Wahlbe­
zirken mit höherem Anteil an GGH-
Wohnungen und der Wahlbeteiligung 
konnte nicht nachgewiesen werden. Auch 
dass in Wahlbezirken mit einem höheren 
Anteil an GGH-Wohnungen überdurch­
schnittlich viele gegen einen Verkauf ge­
stimmt hätten, trifft nicht zu. 

Setzt man den Anteil der GGH-
Wohnungen mit den Ja-Stimmen in Be­
ziehung, so zeigt sich, dass genau der 
gegenteilige Fall zu beobachten ist. In 
Bezirken mit höherem Anteil an GGH-
Wohnungen wurde eher mit „Nein“ ge­
stimmt. Dieser statistische Zusammen­
hang ist jedoch nur schwach 
(r=-0,19)9 und zudem nicht signifikant. 

Die Betrachtung der einzelnen Wahlbezir­
ke veranschaulicht diesen auf den ersten 
Blick überraschenden Befund. Bei der A­
nalyse der zwölf Wahlbezirke mit dem 
höchsten Anteil an „Ja“-Stimmen fällt 
auf, dass in sieben davon gar keine GGH-
Wohnungen liegen, und von den verblei­
benden auch nur in zwei Fällen der Anteil 
der GGH-Wohnungen über zehn Prozent 
ist. In den meisten anderen Fällen scheint 
es auch keine Verknüpfung zwischen dem 
Abstimmungsverhalten und dem Anteil 
an GGH-Wohnungen zu geben.  

In Einzelfällen wie dem Kirchheimer 
Wahlbezirk 007-04, dem Emmertsgrunder 
Wahlbezirk 013-02 und dem Boxberger 
Wahlbezirk 012-01 ist der Anteil der 
GGH-Wohnungen vergleichsweise hoch 
(zwischen 22 und 34 Prozent), die Zu­
stimmung zum Erhalt hingegen eher 
durchschnittlich (zwischen 79 und 83 Pro­
zent). 

Einzig der Emmertsgrunder Wahlbezirk 

9 Siehe Fußnote 7, Seite 12 

013-01 verfügt über eine vergleichsweise 
hohe Anzahl an GGH-Wohnungen (43,5 
Prozent) und über eine hohe Zustim­
mungsquote zum Erhalt der Wohnungen 
(85,6 %). Dies scheint aber vielmehr der 
Tatsache geschuldet zu sein, dass es sich 
bei diesem Wahlbezirk um die tatsächlich 
vom Verkauf betroffenen Bürger handel­
te, die gewissermaßen über das Schicksal 
der von ihnen bewohnten Wohnungen 
abstimmten. 

In der Endphase der Kampagne zum 
Bürgerentscheid wurde als Argument für 
den Verkauf auch angeführt, dass, falls 
die Wohnungen nicht verkauft würden, 
die notwendigen Sanierungsarbeiten von 
der GGH getragen werden müssten und 
Mieterhöhungen zu befürchten seien. 

Im Gegensatz zu einer normalen Wahl 
genügt bei einem Bürgerentscheid die 
Anzahl der vergebenen Stimmen für die 
Antwortmöglichkeiten „Ja“ oder „Nein“ 
alleine nicht, um zu einem Ergebnis zu 
kommen. Von Bedeutung ist vielmehr 
auch das Erreichen des Quorums. Für die 
Gültigkeit des Bürgerentscheids mussten 
mindestens 25 Prozent der wahlberech­
tigten Heidelberger entweder für „Ja“ 
oder „Nein“ stimmen. Von den 25.169 
benötigten Wählern gaben jedoch nur 
18.481 eine „Ja“-Stimme (bei 3981 
„Nein“-Stimmen und 62 ungültigen 
Stimmen) ab. Dies entspricht 18,4 Prozent 
der Wahlberechtigen. Damit wurde das 
Quorum nicht erreicht. 

Bezogen auf die Wahlberechtigten lag 
der Anteil der Befürworter des Erhalts der 
Wohnungen im Besitz der GGH im Em­
mertsgrund über 25 Prozent. Hier stimm­
ten 1.178 Bürger für den Erhalt der Sozi­
alwohnungen – umgerechnet 26,3 Pro­
zent der wahlberechtigten Bürger des 
Stadtteils. Abbildung 8 gibt in diesem 
Zusammenhang einen guten Überblick.  
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Abbildung 8: Anteil der „Ja“-Stimmen an den Wahlberechtigten nach Stadtteilen (Angaben in Prozent) 
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7. 	Zusammenfassende 
Bewertung 

Der erste Bürgerentscheid in Heidel­
berg ist gescheitert. Bei der Abstimmung 
am 13. Juli 2008 stimmte mit 18.481 von 
22.524 Wählern zwar die deutliche 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen für 
den Erhalt der Wohnungen in der Em­
mertsgrundpassage, allerdings wurde das 
von der Gemeindeordnung vorgeschrie­
bene notwendige Quorum von 25.169 
Stimmen deutlich verfehlt. Für einen 
rechtlich bindenden Bürgerentscheid fehl­
ten 6.688 „Ja“-Stimmen. 

Wenn ein Bürgerentscheid in einer 
Großstadt erfolgreich zustande kommen 
soll, muss die Frage, über die abgestimmt 
wird, für alle Bürger sichtbar und ab­

schätzbar sein. Dies war bei der Frage 
über den Verkauf der 610 Wohnungen in 
der Emmertsgrundpassage offenbar nicht 
der Fall. Dafür spricht auch die im Ver­
gleich zur Kommunalwahl 2004 sowie 
den beiden Wahlgängen der Oberbür­
germeisterwahl 2006 deutlich geringere 
Wahlbeteiligung in nahezu allen Stadttei­
len bzw. Wahlbezirken. Lediglich in einem 
von 14 Stadtteilen – nämlich im Em­
mertsgrund – wurde das notwendige 25­
Prozent-Quorum erreicht (Abbildung 8). 

Für die Gegner des Wohnungsverkaufs 
war der Bürgerentscheid dennoch ein 
Erfolg. Nachdem beim Bürgerentscheid 
das notwendige Quorum von 25 Prozent 
der Stimmberechtigten nicht erreicht 
wurde, musste der Gemeinderat über den 
Erhalt oder den Verkauf der Wohnungen 
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entscheiden. Der Gemeinderat beschloss 
am 23. Juli 2008 mit 21 zu 18 Stimmen, 
dass die 610 sozialgebundenen Wohnun­
gen in der Emmertsgrundpassage im Be­
sitz der städtischen Wohnungsbaugesell­
schaft GGH bleiben und nicht verkauft 
werden. 
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Anhang: Ergebnisse in den einzelnen Wahlbezirken 

Wahlbezirk/ 
Stadtteil 

Wahlbe­
rechtigte 

Wähler Wahl- 
betei­
ligung 

ungültige 
Stimmen 

gültige 
Stimmen 

davon entfielen auf: 

JA NEIN 

abs. in % abs. in % 

001-01 
001-90 

2.405 
0 

448 
90 

18,6 
0 

0 
0 

448 
90 

363 81,03 
57 63,33 

85 
33 

18,97 
36,67 

Schlierbach 2.405 538 22,4 0 538 420 78,07 118 21,93 
002-01 
002-02 
002-03 
002-04 
002-90 

1.091 
2.691 
1.508 
2454 

0 

192 
389 
214 
481 
283 

17,6 
14,5 
14,2 
19,6 

0 

0 
0 
0 
1 
3 

192 
389 
214 
480 
280 

158 82,29 
330 84,83 
178 83,18 
417 86,88 
228 81,43 

34 
59 
36 
63 
52 

17,71 
15,17 
16,82 
13,13 
18,57 

Altstadt 7.744 1.559 20,1 4 1.555 1.311 84,31 244 15,69 
003-01 
003-02 
003-90 

2.414 
2.364 

0 

366 
425 
166 

15,2 
18,0 

0 

2 
4 
0 

364 
421 
166 

306 84,07 
368 87,41 
128 77,11 

58 
53 
38 

15,93 
12,59 
22,89 

Bergheim 4.778 957 20,0 6 951 802 84,33 149 15,67 
004-01 
004-02 
004-03 
004-04 
004-05 
004-06 
004-07 
004-08 
004-90 

1.124 
1.091 
1.269 
1.084 
1.155 
1.046 
972 

1.792 
0 

247 
259 
178 
272 
263 
262 
221 
272 
327 

22,0 
23,7 
14,0 
25,1 
22,8 
25,0 
22,7 
15,2 

0 

0 
0 
0 
1 
0 
1 
0 
0 
0 

247 
259 
178 
271 
263 
261 
221 
272 
327 

203 82,19 
240 92,66 
154 86,52 
237 87,45 
236 89,73 
220 84,29 
183 82,81 
232 85,29 
253 77,37 

44 
19 
24 
34 
27 
41 
38 
40 
74 

17,81 
7,34 

13,48 
12,55 
10,27 
15,71 
17,19 
14,71 
22,63 

Weststadt 9.533 2.301 24,1 2 2.299 1.958 85,17 341 14,83 
005-01 
005-02 
005-90 

1.979 
1.130 

0 

403 
288 
93 

20,4 
25,5 

0 

0 
1 
0 

403 
287 
93 

345 85,61 
243 84,67 
79 84,95 

58 
44 
14 

14,39 
15,33 
15,05 

Südstadt 3.109 784 25,2 1 783 667 85,19 116 14,81 
006-01 
006-02 
006-03 
006-04 
006-05 
006-90 

2.014 
2.181 
1.986 
2.034 
2.558 

0 

407 
395 
323 
306 
476 
354 

20,2 
18,1 
16,3 
15,0 
18,6 

0 

3 
0 
1 
0 
0 
0 

404 
395 
322 
306 
476 
354 

337 83,42 
330 83,54 
287 89,13 
261 85,29 
370 77,73 
289 81,64 

67 
65 
35 
45 

106 
65 

16,58 
16,46 
10,87 
14,71 
22,27 
18,36 

Rohrbach 10.773 2.261 21,0 4 2.257 1.874 83,03 383 16,97 
007-01 
007-02 
007-03 
007-04 
007-05 
007-06 
007-90 

2.074 
2.313 
1.996 
2.121 
2.244 
1.041 

0 

334 
345 
254 
300 
342 
226 
327 

16,1 
14,9 
12,7 
14,1 
15,2 
21,7 

0 

1 
1 
0 
1 
2 
1 
2 

333 
344 
254 
299 
340 
225 
325 

279 83,78 
285 82,85 
200 78,74 
240 80,27 
272 80,00 
179 79,56 
244 75,08 

54 
59 
54 
59 
68 
46 
81 

16,22 
17,15 
21,26 
19,73 
20,00 
20,44 
24,92 

Kirchheim 11.789 2.128 18,1 8 2.120 1.699 80,14 421 19,86 
008-01 
008-02 
008-03 
008-90 

2.064 
2.003 
1.765 

0 

360 
335 
302 
123 

17,4 
16,7 
17,1 

0 

1 
0 
0 
0 

359 
335 
302 
123 

301 83,84 
276 82,39 
259 85,76 
102 82,93 

58 
59 
43 
21 

16,16 
17,61 
14,24 
17,07 

Pfaffengrund 5.832 1.120 19,2 1 1.119 938 83,82 181 16,18 
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Wahlbezirk/ 
Stadtteil 

Wahlbe-
rechtigte 

Wähler Wahl- 
betei­
ligung 

ungültige 
Stimmen 

gültige 
Stimmen 

davon entfielen auf: 

JA NEIN 

abs. in % abs. in % 

009-01 
009-02 
009-03 
009-04 
009-90 

2.201 
1.176 
2.148 
1.668 

0 

418 
253 
388 
262 
212 

19,0 
21,5 
18,1 
15,7 

0 

0 
2 
5 
1 
0 

418 
251 
383 
261 
212 

334 79,90 
205 81,67 
328 85,64 
198 75,86 
170 80,19 

84 
46 
55 
63 
42 

20,10 
18,33 
14,36 
24,14 
19,81 

Wieblingen 7.193 1.533 21,3 8 1.525 1.235 80,98 290 19,02 
010-01 
010-02 
010-03 
010-04 
010-05 
010-06 
010-90 

2.837 
2.342 
2.156 
2.314 
2.316 
1.143 

0 

508 
467 
522 
417 
553 
231 
592 

17,9 
19,9 
24,2 
18,0 
23,9 
20,2 

0 

1 
1 
2 
1 
0 
0 
0 

507 
466 
520 
416 
553 
231 
592 

440 86,79 
387 83,05 
454 87,31 
331 79,57 
481 86,98 
193 83,55 
464 78,38 

67 
79 
66 
85 
72 
38 

128 

13,21 
16,95 
12,69 
20,43 
13,02 
16,45 
21,62 

Handschuhsheim 13.108 3.290 25,1 5 3.285 2.750 83,71 535 16,29 
011-01 
011-02 
011-03 
011-04 
011-05 
011-06 
011-90 

1.219 
1.997 
1.148 
1.983 
1.935 
1.541 

0 

197 
432 
275 
423 
391 
234 
457 

16,2 
21,6 
24,0 
21,3 
20,2 
15,2 

0 

0 
0 
2 
1 
0 
0 
0 

197 
432 
273 
422 
391 
234 
457 

156 79,19 
341 78,94 
230 84,25 
338 80,09 
313 80,05 
199 85,04 
305 66,74 

41 
91 
43 
84 
78 
35 

152 

20,81 
21,06 
15,75 
19,91 
19,95 
14,96 
33,26 

Neuenheim 9.823 2.409 24,5 3 2.406 1.882 78,22 524 21,78 
012-01 
012-90 

3.015 
0 

681 
96 

22,6 
0 

8 
1 

673 
95 

533 79,20 
74 77,89 

140 
21 

20,80 
22,11 

Boxberg 3.015 777 25,8 9 768 607 79,04 161 20,96 
013-01 
013-02 
013-03 
013-90 

1.716 
1.821 
938 
0 

579 
444 
199 
176 

33,7 
24,4 
21,2 

0 

1 
2 
2 
1 

578 
442 
197 
175 

495 85,64 
363 82,13 
174 88,32 
146 83,43 

83 
79 
23 
29 

14,36 
17,87 
11,68 
16,57 

Emmertsgrund 4.475 1.398 31,2 6 1.392 1.178 84,63 214 15,37 
014-01 
014-02 
014-03 
014-04 
014-05 
014-06 
014-07 
014-90 

1.176 
958 

1.111 
1.050 
940 

1.002 
861 
0 

231 
203 
151 
160 
136 
174 
153 
261 

19,6 
21,2 
13,6 
15,2 
14,5 
17,4 
17,8 

0 

1 
0 
0 
0 
1 
3 
0 
0 

230 
203 
151 
160 
135 
171 
153 
261 

180 78,26 
170 83,74 
112 74,17 
132 82,50 
113 83,70 
142 83,04 
125 81,70 
186 71,26 

50 
33 
39 
28 
22 
29 
28 
75 

21,74 
16,26 
25,83 
17,50 
16,30 
16,96 
18,30 
28,74 

Ziegelhausen 7.098 1.469 20,7 5 1.464 1.160 79,23 304 20,77 
Heidelberg 100.675 22.524 22,4 62 22.462 18.481 82,28 3.981 17,72 

20 



 

 

 
 
 

B e r i c h t  z u m  B ü r g e r e n t s c h e i d  E m m e r t s g r u n d  2 0 0 8  

21 



 

 

 
 
 

B e r i c h t  z u m  B ü r g e r e n t s c h e i d  E m m e r t s g r u n d  2 0 0 8  

22 



 

 
 

 
 

B e r i c h t  z u m  B ü r g e r e n t s c h e i d  E m m e r t s g r u n d  2 0 0 8  

23 



 

 
 

 
 

B e r i c h t  z u m  B ü r g e r e n t s c h e i d  E m m e r t s g r u n d  2 0 0 8  

24 



 

 
 

 
 

B e r i c h t  z u m  B ü r g e r e n t s c h e i d  E m m e r t s g r u n d  2 0 0 8  

25 



 

 
 

 
 

B e r i c h t  z u m  B ü r g e r e n t s c h e i d  E m m e r t s g r u n d  2 0 0 8  

26 



 

 
 

 
 

B e r i c h t  z u m  B ü r g e r e n t s c h e i d  E m m e r t s g r u n d  2 0 0 8  

27 



 

 
 

 
 
 

B e r i c h t  z u m  B ü r g e r e n t s c h e i d  E m m e r t s g r u n d  2 0 0 8  

28 



 

 
 

 
 

B e r i c h t  z u m  B ü r g e r e n t s c h e i d  E m m e r t s g r u n d  2 0 0 8  

29 



 

 
 

 

B e r i c h t  z u m  B ü r g e r e n t s c h e i d  E m m e r t s g r u n d  2 0 0 8  

30 




